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Die Kommission verabschiedete 1998 1.354 Rechtsakte (1997: 1.430).1 Der
Umfang der Rechtsetzungstätigkeit der Kommission nahm damit gegenüber dem
Vorjahr um zirka 9% ab. Die Kommission leitete 576 Vorschläge von Rechtsakten
zur Verabschiedung an das Europäische Parlament (EP) und den Rat weiter (1997:
555). Zirka 20% der Kommissionsvorschläge kamen nach Aufforderung durch die
anderen EU-Institutionen oder die Mitgliedstaaten zustande.2 Die Kommission zog
90 als überholt angesehene Vorschläge zurück (1997: 30).3 Die Vorschlagstätigkeit
nahm damit gegenüber dem Vorjahr um zirka 7% ab. Erstmals seit Beginn der neun-
ziger Jahre war damit ein deutlicher Rückgang der Rechtsetzungstätigkeit der
Kommission erkennbar.

Der Vorschlag der Kommission vom Juli 1998 zur Reform der „Komitologie"4

wurde vom EP kritisiert.5 Die Parlamentarier sprachen sich gegen die von der
Kommission vorgeschlagene Beibehaltung von „Regelungsausschüssen" aus und
forderten, gleichberechtigt mit dem Rat an der Kontrolle der Exekutivtätigkeit der
Kommission beteiligt zu sein.6 Die im Juni 1999 beschlossene Reform der
Komitologie gewährte der Kommission einen Zuwachs an Einfluß und verstärkte
ihre Rolle als „Schiedsrichterin"7 bei der Durchführung von EG-Recht.

Kommissionskollegium und Verwaltungsapparat

Die Kommission trat 1998 47mal zusammen. Ihre öffentliche Wahrnehmung wurde
von den Enthüllungen geprägt, die im Zusammenhang mit der ECHO-Affäre, der
Mittelverschwendung im Rahmen von TACIS und MED und den Manipulationen
im Zusammenhang mit dem Sicherheitsdienst „Group 4" an die Öffentlichkeit
drangen. Die Medienberichterstattung glich teilweise einer „Hexenjagd" gegen die
Santer-Kommission. Dabei wurde vielfach übersehen, daß sich ein Großteil der
Vorwürfe auf die Zeit 1993 bis 1995, und damit auf die Delors-Kommission bezo-
gen. Kritik wurde an den hohen Gehältern der Kommissare8 und der Führungs-
schwäche Santers bei der Bewältigung der Krise geübt.9 Von den Medien mit Lob
bedacht wurden lediglich die Kommissionsmitglieder Sir Leon Brittan,10 Karel Van
Miert11 und Franz Fischler. Der bayerische Ministerpräsident Edmund Stoiber
übersandte an Bundeskanzler Helmut Kohl eine umfangreiche Liste mit
Kompetenzüberschreitungen Brüssels und forderte „eine Beschneidung der Macht
der Kommission".12 In einem Bericht an den Europäischen Rat in Wien belegte die
Kommission, daß sie ihr Initiativrecht gemäß den Prinzipien der Subsidiarität und
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Verhältnismäßigkeit einsetzte. Sie forderte von den anderen Organen und den
Mitgliedstaaten eine „gemeinsame Disziplin im gesamten Verlauf des Recht-
setzungsverfahrens".13

Die Beamtenschaft der Kommission umfaßte 1998 16.344 Dauerplanstellen
(davon 1.903 im Sprachendienst) und 750 Stellen auf Zeit. Der Personalbestand
nahm damit gegenüber dem Vorjahr um 330 Dauerplanstellen (zirka 2%) zu. Ein im
September 1998 durchgeführter Concours zur Rekrutierung von A-Beamten mußte
wegen administrativer Versäumnisse und Korruptionsverdacht annuliert werden
und wurde im Februar 1999 wiederholt. Die Kommission setzte den im Oktober
1997 eingeleiteten ehrgeizigen Reformprozeß der „Kommission von morgen"
fort.14 Im November legte die Reflexionsgruppe unter Leitung des ehemaligen
Generalsekretärs der Kommission, David Williamson, einen Bericht vor, der Über-
legungen zur Reform der Rekrutierung, Weiterbildung, Karriereplanung und
Pensionierung der Kommissionsbeamten enthielt und Vorschläge zur Anpassung
des Beamtenstatuts machte.15 In dem Anfang Dezember 1998 veröffentlichten
Zwischenbericht zur Evaluierung von „MAP 2000" (Modernisation of
Administration and Personnel) zog die Kommission eine weitgehend positive
Bilanz bezüglich der Vereinfachung, Rationalisierung und Dezentralisierung der
Kommissionsverwaltung.16 Die Generaldirektionen (GD) erhielten mehr
Management Verantwortung. Mit der Übertragung der Zuständigkeiten für Personal-
und Einstellungsangelegenheiten wurden Teile der Beamten der GD IX anderen
Generaldirektionen zugeordnet. Ein generelles Defizit stellte die mangelhafte
Information und Einbeziehung der Beamten dar. Nachteilig bewertet wurde auch,
daß die Dezentralisierungsbemühungen tendenziell zu einer Schwächung des
Kollegiums und zu einer Stärkung der einzelnen Kommissare in Ämterfragen führ-
ten.17 Im Arbeitsprogramm für 1999 unterstrich die Kommission ihren Willen, die
Strukturen und Arbeitsmethoden der Verwaltung weiter zu modernisieren.
Gleichzeitig forderte sie eine bessere Abstimmung zwischen ihren Tätigkeiten und
den ihr von der Haushaltsbehörde zugebilligten finanziellen und personellen
Ressourcen.18

„ECHO-Affäre"

Am 15. Mai 1998 stellte die Betrugsbekämpfungsbehörde UCLAF einen vertrau-
lichen internen Bericht19 fertig, der Hinweise auf Unregelmäßigkeiten bei der
Umsetzung humanitärer Hilfe enthielt.20 Die luxemburgische Firma „Perry-Lux"
hatte der Kommission geholfen, 2,4 Mio. Euro mit Hilfe von Scheinverträgen
zugunsten von 27 externen Mitarbeitern zweckzuentfremden und die ursprünglich
für Hilfsmaßnahmen vorgesehenen Mittel für die Bezahlung von Personal einzu-
setzen (sogenannte „Mini-Budgets"). Da UCLAF über keine Polizeivollmachten
verfügte wurde die luxemburgische Staatsanwaltschaft mit den Ermittlungen
befaßt. Die Kommission erließ daraufhin neue Bestimmungen und Verfahren, die
die Unabhängigkeit von UCLAF verstärkten, deren Zusammenarbeit mit den natio-
nalen Polizei- und Gerichtsbehörden und dem Haushaltskontrollausschuß des EP
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erweiterten und das Vorgehen gegenüber Beamten, die unter dem Verdacht der
Mithilfe an rechtswidrigen Handlungen stehen, erleichterten.21 Das EP richtete im
Juli unter Leitung der deutschen Abgeordneten Edith Müller (Grüne) eine Ad hoc-
Gruppe ein. Die Untersuchungen ergaben, daß der Leiter von ECHO schon seit Mai
1998 von der Zweckentfremdung der Mittel gewußt haben mußte, entsprechende
Gegenmaßnahmen ausgeblieben waren und die Ermittlungen der UCLAF unterlau-
fen worden waren. Ende Juli 1998 veröffentlichte der Rechnungshof einen Sonder-
bericht, in dem die Betrugsbekämpfung durch UCLAF als unzureichend bezeichnet
wurde und Verbesserungen hinsichtlich der personellen Ausstattung, der
Organisation und der rechtlichen Befugnisse von UCLAF angemahnt wurden.22

Der Haushaltskontrollausschuß des EP nahm Anfang September den Bosch-
Bericht23 an, der die Errichtung eines unabhängigen Büros zur Betrugsbekämpfung
(OLAF) vorschlug. OLAF (Office de lutte anti-fraude) sollte die in Mißkredit gera-
tene UCLAF ersetzen und mit weitreichenden Befugnissen ausgestattet werden.
Die Abgeordneten beklagten, daß die Kommission die Unregelmäßigkeiten und die
Betrugsvorfälle herunterspiele und Informationen zurückhalte, die die Untersu-
chung der Vorwürfe beeinträchtigten. Die Beziehungen zwischen der Kommission
und dem Parlament waren zunehmend belastet. Die Kommission konnte nicht von
der Entlastung für den Haushalt 1996 ausgehen, solange sie keine ausreichenden
Antworten auf die vom Parlament geäußerte Kritik gab. Die Lage spitzte sich im
September weiter zu, als die Kommission eingestand, daß die Zweckentfremdung
der ECHO-Mittel den Kommissaren Manuel Marin und Karel Van Miert seit
Februar 1994 bekannt war und wichtige Unterlagen seit Beginn der Affäre spurlos
verschwunden waren.24

Auf einer Pressekonferenz am 17. September verteidigten sich die betroffenen
Kommissare Emma Bonino, Anita Gradin, Erkki Liikanen und Manuel Marin vehe-
ment.25 Die für ECHO zuständige Kommissarin Bonino wies darauf hin, daß von
insgesamt 3,5 Mrd. Euro, die bislang von ECHO verwaltet wurden, lediglich
500.000 Euro verschwunden seien. Die Kommission sei zur Selbstkontrolle fähig,
da die Unregelmäßigkeiten von UCLAF aufgedeckt worden seien und nicht von
einer außerhalb der Kommission angesiedelten Institution. Kommissar Marin hob
hervor, daß ECHO in der Vergangenheit einen starken Anstieg der Mittel zu ver-
zeichnen hatte, ohne daß die entsprechende Erhöhung des Personalbestandes vor-
genommen worden war. Das für die Verwaltung zuständige Kommissionsmitglied
Liikanen erläuterte, daß die Kommission Anfang der neunziger Jahre damit begon-
nen habe, die „Mini-Budgets" abzubauen und 1995 das interne Reformprogramm
„Sound and Efficient Management" (SEM 2000) eingeleitet habe, um die
Haushaltsführung und die Verwaltung der Generaldirektionen zu verbessern.26 Die
Presse deckte weitere Details zur „ECHO-Affäre" auf, berichtete über wechselsei-
tige Schuldzuweisungen zwischen den betroffenen Kommissionsmitgliedern Marin
und Gradin und sprach erstmals über die Möglichkeit des Rücktrittes der
Kommission, falls das Parlament die Haushaltsentlastung verweigerte.27 Am
23. September forderte die Europaabgeordnete Müller den Rücktritt von EU-
Kommissar Marin, da dieser die rechtswidrige Verwendung von Geldern durch
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ECHO geduldet habe. Der Haushaltskontrollausschuß des EP stellte nach einem
Treffen mit den Kommissaren Bonino, Gradin und Liikanen fest, daß das Vertrauen
zwischen Kommission und Parlament gestört sei und keine neuen Elemente vorlä-
gen, die die Entlastung der Kommission rechtfertigen würden.28 Die Presse nannte
die Europäische Kommission einen „Augias-Stall", da Belege für Verträge von
ECHO aus den Jahren 1993-1995 in Höhe von insgesamt 1 Mrd. Euro fehlten und
ein vertraulicher Bericht der internen Finanzkontrolle auf Schwachstellen in der
Finanzverwaltung von ECHO hingewiesen hatte.29

In einer Rede vor dem Europäischen Parlament in Straßburg am 6. Oktober 1998
verteidigte Kommissionspräsident Jacques Santer das Vorgehen der Kommission
und wies den Vorwurf der Vertuschung scharf zurück.30 Er verwies auf den
Unterschied zwischen „Betrug" und administrativer „Unregelmäßigkeit". Santer
gestand ein, daß ECHO Verwaltungsfehler begangen habe und griff den Vorschlag
des Bosch-Berichtes auf, ein von der Kommission unabhängiges Betrugs-
bekämpfungsamt einzurichten.31 Mit dieser Antwort gelang es Santer, die
Parlamentarier zufriedenzustellen. Mit der Mehrheit von einer Stimme beschloß der
Haushaltskontrollausschuß am 10. Dezember, dem Plenum die Entlastung der
Kommission für den Haushalt 1996 zu empfehlen, verbunden mit einer Reihe von
Auflagen zur Modernisierung der Kommissionsverwaltung. Damit schien die
„ECHO-Affäre" weitgehend überwunden zu sein.

Wirtschafts- und Währungsunion und Agenda 2000

Auf Vorschlag der Kommission wurden am 31. Dezember 1998 die Wechselkurse
der an der Währungsunion teilnehmenden mitgliedstaatlichen Währungen zum
Euro unwiderruflich festgelegt. Die Einführung des Euro am 1. Januar 1999 bedeu-
tete einen Erfolg für die Kommission, der ohne ihre Expertise nicht zustande
gekommen wäre. Kritik handelte sich die Kommission durch einen Brief des für
den Binnenmarkt zuständigen EU-Kommissars Mario Monti ein, der vorschlug, bei
der Berechnung des Defizitkriteriums in den Mitgliedstaaten künftig zwischen
öffentlichen Verbrauchsausgaben und öffentlichen Investitionen zu unterschei-
den.32 Dies stieß vor allem in Deutschland auf Skepsis, da der Eindruck entstand,
die Kommission wolle den Stabilitäts- und Wachstumspakt verwässern.33

Der Anfang November 1998 von der Kommission verabschiedete Vorschlag zur
Außenvertretung der EU in den internationalen Währungsinstanzen nach
Einführung des Euro wurde weitgehend akzeptiert.34 Künftig wird die EU von der
EU-Ratspräsidentschaft bzw. dem Vorsitz der Euro-11-Gruppe, der Europäischen
Zentralbank (EZB) und der Europäischen Kommission entsprechend ihren jeweili-
gen Befugnissen auf internationaler Ebene vertreten sein. Der Kommission fiel
dabei im wesentlichen eine „technische Rolle" zur Unterstützung der Rats- bzw. der
Euro-11-Präsidentschaft zu.

Aus Sicht der Kommission war entscheidend, daß sie am Abstimmungsprozeß
zwischen den nationalen Wirtschafts- und Finanzministerien und der EZB beteiligt
sein wird. Im Rahmen der Diskussion über die Agenda 2000 kritisierte der
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Europäische Rechnungshof die zu optimistischen Annahmen der Kommission im
Bereich der Landwirtschaft und die „Schwerfälligkeit der organisatorischen
Abschottung" der Generaldirektionen bei der Umsetzung der Heranführungsinstru-
mente.35 Im Oktober veröffentlichte die Kommission den Bericht über das
Funktionieren des Eigenmittelsystems.36 Darin stellte sie das Bestehen von
Ungleichgewichten zwischen den Mitgliedstaaten fest und forderte mehr Beitrags-
gerechtigkeit, ohne in der laufenden „Nettozahler-Diskussion" einseitig Position zu
beziehen.37 Die Optionen der Kommission zur Vereinfachung des Finanzierungs-
systems, zur Neugestaltung der Agrarausgaben und zur Einführung eines allgemei-
nen Korrekturmechanismus erwiesen sich als konstruktive Grundlage für die
Debatte zwischen den Mitgliedstaaten und trugen zur Kompromißbildung auf dem
Gipfel in Berlin im März 1999 bei.

Rücktritt der Kommission

Im Zuge der „ECHO-Affäre" gab es Hinweise, daß ein mit EU-Kommissarin Edith
Cresson befreundeter Zahnarzt ebenfalls über einen Scheinvertrag mit der Firma
Perry-Lux bezahlt worden und von 1995 bis 1997 wissenschaftlicher Berater in der
Cresson unterstehenden Generaldirektion XII war. Die Tätigkeit und Verwaltung
der Gemeinsamen Forschungsstelle geriet in die Kritik. Mitte Februar wurde das
technische Hilfebüro des Berufsbildungsprogramms LEONARDO wegen Miß-
management geschlossen. Die Vorwürfe gegen Cresson hatten eine neue Qualität,
da sie nicht auf die vorangegangene Kommission zurückgingen, sondern unmittel-
bar ein Mitglied der Santer-Kommission betrafen. In internen Dokumenten, die ein
Beamter der für die Finanzkontrolle zuständigen Generaldirektion XX dem
Europäischen Parlament Anfang Dezember 1998 übergab, wurden die Schritte der
Kommission gegen die Betrugsvorwürfe als mangelhaft bezeichnet und weitere
Anschuldigungen zum Fehlverhalten der Kommissare vorgebracht.38

Am 17. Dezember verweigerte das EP mit 270 Stimmen gegen 225 Stimmen bei
23 Enthaltungen der Kommission die Entlastung für den Haushalt 1996.
Ausschlaggebend war das Verhalten der Kommission gewesen, die einen Tag vor
der Abstimmung die Abgeordneten damit provoziert hatte, daß bei einer
Nichtentlastung ein Mißtrauensantrag folgen müsse. Mit dem Votum setzten sich
vor allem die Christdemokraten und die Grünen durch. Die sozialistische Fraktion
unter Führung der britischen Labourabgeordneten Pauline Green brachte daraufhin
einen „falschen Mißtrauensantrag" gegen die Kommission ein. Der Antrag diente
dazu, die Santer-Kommission zu stützen, da bei seiner Ablehnung, so das Kalkül,
die Kommission gestärkt hervorgehen würde. Dies wurde als Rücksichtnahme auf
die Interessen der sozialistischen und sozialdemokratischen EU-Regierungen
bewertet - vor allem Großbritanniens und Deutschlands -, die eine schnelle
Beilegung der Krise wünschten. In der Parlamentsdebatte am 11. Januar 1999
appellierte Santer an die Abgeordneten, der Kommission das Vertrauen auszuspre-
chen. Er brachte ein Acht-Punkte-Programm ein, das präzise Verpflichtungen für
die Kommission enthielt und drohte kurz darauf mit seinem Rücktritt, falls sich eine
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Mehrheit gegen die besonders belasteten Kommissare Cresson und Marin durch-
setzen sollte. Ein interfraktioneller Mißtrauensantrag erreichte bei der Abstimmung
am 14. Januar schließlich nicht die erforderliche Zweidrittelmehrheit. Gegen die
Kommission stimmten insbesondere die Fraktionsmitglieder der Liberalen und der
Grünen sowie Minderheiten der Sozialdemokraten und Christlichen Demokraten,
darunter die überwiegende Mehrheit der deutschen Abgeordneten.39 Zuvor war der
Entschließungsantrag zur Absetzung von Cresson und Marin ebenfalls gescheitert.
Lediglich der gemeinsame Antrag der Sozialisten, der Vereinigten Linken und der
Radikalen, der von der Kommission weitreichende Reformen ihrer Verwaltungs-
praxis und die Einsetzung eines Ausschusses unabhängiger Experten forderte,
erreichte eine Mehrheit.40 Damit hatte die Kommission das Mißtrauensvotum über-
standen, jedoch war sie politisch angeschlagen.

Das Europäische Parlament benannte eine Gruppe von fünf Sachverständigen,
die unter Leitung des ehemaligen Präsidenten des Europäischen Rechnungshofes,
Andre Middelhoek, im Februar ihre Arbeit aufnahmen. Anfang März setzte Santer
in der Kommission die Annahme eines Verhaltenskodexes durch, nach dem die
Kommissionsmitglieder künftig ihre Finanzen offenlegen müssen und keine Ämter
anhäufen dürfen. Der Verhaltenskodex wurde als Hinweis auf die Distanzierung
Santers von den umstrittenen Kommissaren Marin und Cresson gedeutet. Letztere
berief sich auf das Prinzip der Kollegialität und schloß ihren Rücktritt aus.

Am 15. März legte der Sachverständigenausschuß seinen Bericht vor, der schwe-
re Vorwürfe gegen die Kommission erhob und als „verheerend" bewertet wurde,41

da er konstatierte, daß die Kommissare insgesamt „die Kontrolle über die
Verwaltung (...) verloren haben"42. Zwar wurde kein Kommissionsmitglied persön-
lich des Betruges oder der Bereicherung bezichtigt, jedoch wurde anhand einer
Reihe von Fällen (Fremdenverkehr, MED-Programme, ECHO, LEONARDO,
Sicherheitsbüro, nukleare Sicherheit) den Kommissaren oder der Kommission ins-
gesamt die Verantwortung für Betrügereien, Unregelmäßigkeiten und Mißmanage-
ment zugeschrieben. Nach einstimmigem Beschluß trat das Kommissionskollegium
am 16. März 1999 erstmals geschlossen zurück. Es kam damit der im Januar gege-
benen Zusage Santers nach, sich den Erkenntnissen der Sachverständigen zu fügen.

Der Rücktritt der Kommission wurde auf den „Kleinkrieg"43 bzw. den „Kampf
um die europäische Rangordnung"44 zwischen dem Europäischen Parlament und
der Kommission zurückgeführt, der zum falschen Zeitpunkt kam. Der „technische
Vorgang" der Entlastung für den Haushalt 1996 erlangte im Kontext des
Europawahlkampfes eine politische Tragweite und war Ausdruck der in den letzten
Jahren vollzogenen Kräfteverschiebung zugunsten des Europäischen Parlamentes.
Die Kommission beging taktische Fehler und manövrierte sich in eine Sackgasse,
indem sie sich von vornherein dem Votum des „Rates der Weisen" unterwarf.
Santer wurde Führungsschwäche vorgeworfen, weil er die belasteten Kommissare
Cresson und Marin nicht zum freiwilligen Rücktritt bewegen konnte. Der Rücktritt
der Kommission wurde aber auch als eine Chance gesehen, da er Elemente einer
„Demokratisierung" der EU-Institutionen enthielt. Die Kommission übernahm die
Verantwortung für die Vorwürfe, die ihr zur Last gelegt wurden. Die damit verbun-
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dene „Bereinigung" verschaffte ihr die Möglichkeit zu einem Neuanfang, der
mittelfristig zu einer Stärkung ihrer integrationspolitischen Rolle führen könnte.

Santer-Nachfolge

Als potentielle Nachfolger Santers wurden verschiedene Namen genannt, deren
Kandidatur aus unterschiedlichen Gründen jedoch nicht weiter verfolgt wurde:
Felipe Gonzales aufgrund des Skandals um die Ermordung von ETA-Terroristen,
Helmut Kohl aufgrund der verlorenen Bundestagswahl und Oskar Lafontaine auf-
grund seiner politischen Umstrittenheit auf europäischer Ebene. Weitere Namen,
die genannt wurden, waren NATO-Generalsekretär Javier Solana, der niederländi-
sche Ministerpräsident Wim Kok, Verteidigungsminister Rudolf Scharping und der
ehemalige EU-Kommissar Peter Sutherland. Romano Prodi kam erstmals im Juni
1998 als Kandidat ins Gespräch.45 Er hatte im Ausland Ansehen erworben durch die
geschickte Führung einer Mitte-Links-Koalition und durch den Beitritt Italiens zur
Währungsunion. Die Staats- und Regierungschefs und das Europäische Parlament
sprachen sich für eine schnelle Entscheidung über die Nachfolge Santers aus, die
gemäß den Bestimmungen des Amsterdamer Vertrages erfolgen sollte. Eine Über-
gangslösung wurde abgelehnt, statt dessen sollte ein Kommissionspräsident für die
nächsten fünf Jahre benannt werden. Die EU-Außenminister erklärten, daß die
Union „eine starke, handlungsfähige Kommission" brauche.46 Die Kosovo-Krise
und die unsichere Verabschiedung der Agenda 2000 übten zusätzlichen Druck aus.
Die Staats- und Regierungschefs benannten in Berlin am 24. März 1999 Romano
Prodi zum neuen Kommissionspräsidenten. Als ehemaliger italienischer Minister-
präsident, Professor für Wirtschaft und aus einem südlichen Mitgliedstaat kom-
mend, erwies er sich als der „beste Kandidat"47. Anfang Mai stimmte das Parlament
der Nominierung Prodis mit 342 „Ja"-Stimmen, bei 72 Gegenstimmen und 41
Enthaltungen bis zum Ablauf des restlichen Kommissionsmandates Anfang Januar
2000 zu.
Auf dem Gipfel des Europäischen Rates in Köln im Juni gab der designierte
Kommissionspräsident bekannt, daß die neue Kommission einen höheren
Frauenanteil und eine parteipolitische Ausgewogenheit der Mitglieder anstrebe und
erst die Ressorts und dann die geeigneten Kommissionsmitglieder bestimmt werden
sollen.48 Der erste Test für Prodi wird sein, inwieweit es ihm bei der Zusammen-
stellung seines Teams gelingt, gegenüber den EU-Regierungen tatsächlich das
„letzte Wort" zu behalten.
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